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ZEITGESPRÄCH

Die Krise der Europäischen Union
Der Rücktritt der Europäischen Kommission nach Vorwürfen von Vetternwirtschaft,
Korruption und Mißmanagement verdeutlicht die Defizite bei der Ausgestaltung der

europäischen Institutionen. Welche Lehren sind aus der Krise der Europäischen Union
zuziehen?

Christa Randzio-Plath

Lehren aus der Krise

Der Rücktritt der Europäischen
Kommission war richtig und

notwendig, um die Vertrauenskrise
der europäischen Institutionen
einzudämmen und ihre Glaubwür-
digkeit wiederaufzubauen. Den-
noch besteht heute die Gefahr,
daß der ohnehin im Vergleich zu
den anderen Institutionen viel zu
mächtige Rat diese Lage für einen
zusätzlichen Machtgewinn aus-
nutzt. Diese Tendenz schadet Eu-
ropa, schadet der europäischen
Demokratie und widerspricht dem
Vertrag von Amsterdam. In Zeiten
von Krieg und Krise droht ein
Rückfall in intergouvernementale
Zusammenarbeit und Geheimdi-
plomatie. Darum braucht Europa
eine europäische Verfassung, die
auf eine ausgewogene und verant-
wortliche Zusammenarbeit der eu-
ropäischen Institutionen setzt, die
Rechte und Kompetenzen einer
jeden Institution bzw. eines jeden
Organs festlegt, die Zuständigkei-
ten der Europäischen Union im
Verhältnis zu ihren Mitgliedstaaten
regelt, das Mehrheitsprinzip für al-
le Abstimmungen in jedem Organ
durchsetzt und eine europäische
Bürgerrechtscharta und Finanzver-
fassung enthält.

Der Rücktritt der Kommission

Die Krise in der EU wurde mit
dem Rücktritt der Europäischen
Kommission am 16. März 1999 of-
fensichtlich. Vorausgegangen war
eine längere Auseinandersetzung
mit dem Europäischen Parlament
über Vorwürfe von Vetternwirt-
schaft, Korruption und Mißmana-
gement innerhalb der Kommission.
Diese Vorwürfe waren auf der
Grundlage einer Entschließung des
Europäischen Parlamentes von ei-
nem externen Expertengremium
überprüft worden, um den. Ver-
dacht gegen die Kommission zu
konkretisieren. Fakten statt Vor-
würfe wurden gesucht. Die Ergeb-
nisse des Berichtes des soge-
nannten „Rates der Weisen", der
am 15. März vorgelegt wurde, be-
stätigte zu einem großen Teil die
Arbeit der letzten vier Jahre im
Haushaltskontrollausschuß des
Europäischen Parlamentes und
hatte zu Recht den Rücktritt der
Kommission zur Folge. Hätte die
Kommission frühzeitig auf die kon-
struktive Kritik des Europäischen
Parlamentes reagiert, hätte eine
politische Krise dieses Ausmaßes
verhindert werden können.

Obwohl der Bericht des „Rates
der Weisen" die Kommissionsmit-
glieder zwar nicht einer „persönli-
chen, direkten Verantwortung für
die einzelnen Fälle von Betrug und
Korruption" bezichtigt, weist er
doch nach, daß ihnen die Kontrolle
über Vorgänge in ihren eigenen
Dienststellen entglitten waren. Die-
ser Kontrollverlust ist nicht hin-
nehmbar. Die zentrale Schluß-
folgerung des Berichtes entspricht
im wesentlichen den Feststellun-
gen und Forderungen des Euro-
päischen Parlamentes: „Die
Grundsätze der Offenheit, Trans-
parenz und Rechenschaftspflicht
bilden die Grundlage der Demo-
kratie und machen deren ord-
nungsgemäßes Funktionieren erst
möglich. (...) Die Verantwortung
der Kommissionsmitglieder oder
der Kommission insgesamt darf in
der Praxis nicht nur eine vage
Idee, ein unrealistischer Begriff
sein."

Deshalb hat sich das Euro-
päische Parlament stark für die in-
dividuelle Verantwortlichkeit der
Kommissionsmitglieder und mehr
Transparenz eingesetzt. Aufgrund
der Kritik des Parlamentes hat die
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Kommission bereits bestimmten
Verhaltenskodizes zugestimmt, in
denen sie sich unter anderem zu
folgendem verpflichtete:

D Die Mitglieder der Kommission
dürfen keine Nebentätigkeiten
ausüben.

D Sie dürfen sich Reden oder Vor-
träge nicht vergüten lassen und Ge-
schenke im Wert von über 150 Eu-
ro nicht entgegennehmen.

D Sie dürfen kein öffentliches Amt
ausüben. Sie haben eine Erklärung
über ihre finanziellen Interessen -
auch für ihre Ehepartner - abzuge-
ben.

Leistungsbilanz der Kommission

Der Rücktritt der Kommission
darf nicht den Blick auf die Erfolge
der EU versperren. Ihre Aufgaben
wurden immer umfangreicher, oh-
ne daß das Personal entsprechend
aufgestockt wurde. Zu dem aus-
geweiteten Aufgabenbereich zäh-
len etwa die erfolgreiche Vorberei-
tung der Währungsunion, die Re-
form der Europäischen Union im
Rahmen der Agenda 2000, die Bin-
nenmarktgesetzgebung und der
Beginn einer Steuerkoordinierung,
die Koordinierung der Wirtschafts-
politik und die wichtigen Außen-
handelsaktivitäten, aber auch die
Programme zur humanitären Zu-
sammenarbeit, die Hilfe für Mittel-
und Osteuropa und die GUS-Re-
publiken, das MEDA Programm für
das Mittelmeer und die Zusam-
menarbeit mit den Ländern Afri-
kas, Asiens und Lateinamerikas.
Zudem muß vor allem ausdrück-
lich auf den Vertrag von Amster-
dam und das Engagement zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit hin-
gewiesen werden, das zu einem
europäischen Beschäftigungspakt
führen wird.

Mit dem Vertrag von Amsterdam
sind infolge der Ausweitung des
Mitentscheidungsverfahrens auf
über 70% aller Gesetzesvorhaben
nicht nur die legislativen Kompe-

tenzen des europäischen Parla-
mentes gestärkt worden. Auch die
Kontrollmöglichkeiten innerhalb
des europäischen Institutionenge-
füges wurden verbessert. Das Eu-
ropäische Parlament wird in Zu-
kunft nicht nur die Kommission als
Ganzes bestätigen bzw. ablehnen
können. Es hat vielmehr das Recht,
den Kommissionspräsidenten nach
einer Anhörung zu bestätigen oder
abzulehnen. Die Zustimmung zur
Wahl des Kommissionspräsiden-
ten erfolgte am 5. Mai 1999 in der
Plenarsitzung des Parlamentes.
Nach der Wahl und der Neukonsti-
tuierung des Parlamentes wird das
Parlament nach Anhörungen im
September 1999 über die einzel-
nen neuen Kommissionsmitglieder
der neuen Kommission ihre Bestä-
tigung oder Ablehnung erteilen.

Dies sind wichtige Schritte auf
dem Weg zu einer Demokratisie-
rung der Europäischen Union. Um
die Zukunft bewältigen zu können,
reichen sie jedoch nicht aus. Ge-
rade im Hinblick auf die Erweite-
rung der Union mit 21 und später
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26 Mitgliedstaaten besteht weite-
rer Reformbedarf, damit die EU
handlungsfähig bleibt. Hierzu ge-
hört neben der Ausweitung der
Mehrheitsentscheidungen etwa
die Frage nach der Größe der
Kommission oder die Frage, wie
im Ministerrat eine bessere Balan-
ce zwischen den bevölkerungsrei-
cheren und den bevölkerungs-
schwächeren Mitgliedstaaten ge-
funden werden kann.

Das Verhältnis Parlament
und Kommission

In der vergangenen Legislatur-
periode hat das Europäische Par-
lament nicht nur eng und inhaltlich
gut, sondern auch weitgehend er-
folgreich mit der Kommission zu-
sammengearbeitet. Trotz der ein-
drucksvollen Leistungsbilanz der
Kommission gibt es aber seit eini-
ger Zeit Kritik an den systemimma-
nenten Schwächen dieser Institu-
tion, die als Zwitter bezeichnet
werden muß. Sie ist weder eine
reine Verwaltungsbehörde noch
ein Ministerium, obwohl die mit
diesen Charakterisierungen ver-
bundenen Ansprüche erfüllt wer-
den müssen. Solange es jedoch in
der Kommission kein Ressortprin-
zip mit der vollen politischen und
administrativen Verantwortlichkeit
der Kommissionsmitglieder für ihre
jeweiligen Zuständigkeitsbereiche
und mit effektiven Durchsetzungs-
möglichkeiten gibt, wird es immer
wieder zu Skandalen und Mißma-
nagement kommen.

Eine radikale Umorientierung
kann und muß in der neuen Kom-
mission stattfinden. Nur dann ist
es möglich, trotz der Gesamtver-
antwortlichkeit der Kommission bei
individuellem Fehlverhalten den
Rücktritt einzelner Kommissions-
mitglieder politisch zu verlangen.
Künftige Kommissionsmitglieder
müssen deshalb bei der Anhörung
im Europäischen Parlament nach
der Benennung durch die Regie-
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rungen der Mitgliedstaaten ihre
Bereitschaft zu einem potentiellen
individuellen Rücktritt bei Fehlver-
halten erklären, wenn sie gewählt
werden wollen.

Der Rücktritt der Europäischen
Kommission hat aber auch deut-
lich gemacht, daß es an einem eu-
ropäischen Gleichgewicht fehlt.
Während der Europäische Rat der
Kommission die Entlastung für den
Haushalt 1996 erteilte, verweigerte
das Europäische Parlament diese
Entlastung. Dieses löste eine Krise
der Institution aus, machte aber
auch den Weg zu einer neuen
Beziehungskultur frei. Glücklicher-
weise trat am 1. Mai 1999 der Ver-
trag von Amsterdam in Kraft. Er
brachte die Mitentscheidungs-
rechte des Parlamentes voran, das
seit dem Vertrag von Paris 1951
mehr Mitwirkungsrechte erhalten
hat - nach dem Anhörungsrecht,
dem Änderungsrecht über das
Ablehnungsrecht zur gleichbe-
rechtigten Mitentscheidung in der
Gesetzgebung hat sich das Parla-
ment als legitimierte europäische
Institution durchgesetzt, ein Macht-
zuwachs also für das Europäische
Parlament. Ungeklärt bleibt, wie
sich die Entscheidungsträger auf-
einander einstellen. Der erzwunge-
ne Rücktritt erschwert die interin-
stitutionelle Zusammenarbeit zwi-
schen Kommission und Parlament
und stärkt den Europäischen Rat.
Auch auf der Grundlage des neuen
Vertrages hat das Europäische
Parlament noch weniger als bisher
in der Außen- und Sicherheitspoli-
tik zu sagen.

Nach wie vor ist die Fortentwick-
lung der europäischen Integration
von der Auseinandersetzung zwi-
schen denjenigen geprägt, die sich
eine supranationale Ausrichtung
der Gemeinschaft wünschen und
denjenigen, die eine verstärkte in-
tergouvernementale Zusammenar-
beit verfechten, wie dies bei der
zweiten und dritten Säule der

Union, der Außen- und Sicherheits-
politik vorgesehen ist. Je mehr Re-
gierungen in der Union einer be-
stimmten europäischen Parteifa-
milie angehören, desto größer ist
die Versuchung, Lösungen ohne
demokratische Entscheidungs-
strukturen zu finden und sich zwi-
schenstaatlich abzustimmen. So
werden aber Demokratie-, Kon-
troll-, Transparenz- und Politikdefi-
zit und damit Europamüdigkeit
oder Europaverdrossenheit nicht
abgebaut. Von daher wird eine ko-
operative kompetente Kommis-
sion dringend gebraucht, die nicht
nur Hüterin der Verträge, sondern
auch Motor einer vertieften euro-
päischen Integration ist und den
Gemeinschaftsgeist voranbringt.

Perspektive Handlungsfähigkeit

Europa kann nicht so weiterma-
chen wie bisher. Europa muß sich
auf seine Grundlagen besinnen, die
gleichzeitig Europas Wechsel in
die Zukunft sind: pluralistische De-
mokratie, Rechtsstaatlichkeit, Ach-
tung der Menschenrechte, Schutz
von Minderheiten; soziale Markt-
wirtschaft und Anerkennung der
Rechte und Pflichten aus dem Ver-
trag über die Europäische Union.

Europa wird Turbulenzen und
Krisen nur überstehen können,
wenn auch weiterhin die europäi-
sche Integration alle Staaten dazu
zwingt, ihren nationalen Egoismus
zu überwinden. Das liegt sogar im
nationalen Interesse. Schließlich
ist Europa mit Binnenmarkt und
Währungsunion eine richtige Ant-
wort. Die Verflechtungen der Volks-
wirtschaften und der Institutionen
verkörpern und symbolisieren die
gegenseitige wirtschaftliche Ab-
hängigkeit. Ökonomisch ist Ein-
sicht vorhanden, ökonomisch ist
die Realität gestaltet: Schließlich
werden 90% aller in der Europä-
ischen Union produzierten Waren
und angebotenen Dienstleistun-
gen auf dem Heimatmarkt Europa

umgesetzt. So sehr aber die Euro-
päische Union ökonomisch ein
Riese ist, so zwergenhaft ist Euro-
pa im Zeitalter der Globalisierung
politisch. Regierungen und Parla-
mente in Europa wollen fairen
Wettbewerb und Arbeitsplätze für
alle. Aber Europa hat für seine
Bürger und Bürgerinnen noch kein
politisches Profil.

Die Europäische Union ist im-
mer noch nicht so handlungsfähig,
wie dies die Probleme erfordern.
Das ist kein Wunder. Die Union
lebt auf der Grundlage eines insti-
tutionellen Systems, das für sechs
Mitgliedstaaten entworfen worden
ist und trotzdem mit den Erweite-
rungen zurechtkommen mußte.
Zur Krise der Union hat sicherlich
der schwerfällige, komplexe, lang-
same Entscheidungsprozeß beige-
tragen, der in den wichtigen Berei-
chen der Außen- und Sicherheits-
politik immer noch die Regel der
Einstimmigkeit kennt. Die Einstim-
migkeit ist ein Krebsübel für die
Zukunft der Integration und die
Beziehungen der Mitgliedstaaten
untereinander, weil sie den natio-
nalen Egoismus zum Maßstab des
Handelns der Mitgliedstaaten in
der Union der Völker erhebt und
Fortschritte zur immer enger wer-
denden Gemeinschaft behindert.
Es ist völlig unbestritten, daß sich
die Union auf das Wesentliche be-
schränkt und für jede Zuständig-
keit den europäischen Mehrwert
organisieren und beweisen muß.
Das wird aber nur gehen, wenn der
Charakter der Verträge durch die
Vereinfachung des institutionellen
Systems und die Organisation
durch Rechtssicherheit ersetzt
wird.

Europa ist kein zentralistischer
Superstaat und wird dies auch
nicht werden. Aber Europa braucht
nach der Krise der Kommission
endlich eine neue Form der
Legitimität. Dazu soll auch das
Wahlverfahren zur neuen Kommis-
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sion beitragen, wenn persönliche
und politische Integrität, fachliche
Kompetenz, politische Konzepte
und demokratische Dialogfähig-
keiten in den Anhörungen des
Europäischen Parlamentes ausge-
lotet werden. Eine neue institutio-
nelle Aufgabenverteilung ist die
Herausforderung der Europä-
ischen Union. Dennoch bleibt das
System asymmetrisch. Weder ein
technokratisches Abdriften der
Kommission noch ein allmächtiger
Ministerrat sind für die europäi-
sche Integration förderlich. Die
Krise der Kommission verdeutlicht
ihre zu Recht bedeutende Rolle für
eine neue institutionelle Aufgaben-
teilung. Diese muß allerdings mehr
als bisher vom Prinzip der euro-
päischen Verantwortungsgemein-
schaft bestimmt sein.

Eine europäische
Verfassung einführen

Die institutionellen Probleme für
die Handlungsfähigkeit der euro-

päischen Institutionen sind klar.
Krisen sind häufig Katalysatoren
einer neuen Dynamik und leiten
positive Entwicklungen ein. Der
wichtigste Einstieg in eine EU-
Vertragsreform ist mit Sicherheit
die Ausdehnung der Mehrheitsent-
scheidungen im Europäischen Rat
und die Stärkung der Initiativrech-
te von Parlament und Kommis-
sion. Eine Reform der Union über
neue Regierungskonferenzen wie
bisher wird aber nicht ausreichen,
um Europa bürgernah, demokra-
tisch und entscheidungseffizient
zu gestalten. Bisher hat sich die
Union immer wieder über neue
Verträge weitere Zielvorgaben und
Handlungsbereiche gegeben. Die
Europäische Union kann aber kei-
ne Zukunft haben, wenn sie immer
nur aus einer Addition von Pro-
jekten besteht. Daher wird eine eu-
ropäische Verfassung gebraucht,
die Bürgerrechte fortschreibt. Sie
muß gleichzeitig die Kompetenzen

und die Arbeitsteilung zwischen
den unterschiedlichen Akteuren
und Ebenen in der Europäischen
Union festlegen. Im Rahmen der
Währungsunion sind die Kompe-
tenzen und die Arbeitsteilung klar
festgelegt. Warum sollte ein effizi-
entes Beziehungsgeflecht nicht für
andere Entscheidungsfelder ge-
knüpft und verwirklicht werden?

Dann würde das Prinzip der
Rechenschaftspflicht wieder mit
Leben erfüllt, wie dies im Rahmen
der Währungsunion im monetären
Dialog zwischen der Europäischen
Zentralbank und dem Europä-
ischen Parlament begonnen wor-
den ist. Der europäische Mehrwert
bei einer Entscheidung in Brüssel
wird auch deutlicher, wenn zwi-
schen regionaler, nationaler und
EU-Entscheidungsebene nachvoll-
ziehbare Klarheit besteht. Eine ver-
bindliche Grundordnung wird für
die Europäische Union gebraucht.

Christine Landfried

Ein Plädoyer für rasche und weitreichende Reformen
der Europäischen Union

Am 1. Mai ist der Vertrag von
Amsterdam in Kraft getreten.

Nach den Regeln dieses Vertrages
wird Romano Prodi als designier-
ter Präsident die Mitglieder der
neuen Kommission im Einver-
nehmen mit den Regierungen der
Mitgliedstaaten benennen. Die
Personaldebatten haben bereits
begonnen. Schon die Auswahl der
Mitglieder der Kommission wird
eine schwierige Aufgabe sein. Um
wieviel schwieriger die Probleme
einer Strukturreform der Euro-
päischen Union zu lösen sein wer-
den, ist in den letzten Monaten
deutlich geworden.

Krisen sind Entscheidungssitua-
tionen. Nach dem Rücktritt der ge-
genwärtig amtierenden Europä-
ischen Kommission am Morgen
des 16. März gilt es jetzt, die Lage
zu beurteilen, nach dem Abwägen
des „Für und Wider" Reformen
auszuwählen und die Entschei-
dungen in politisches Handeln um-
zusetzen. Mit den Reformen müs-
sen Strukturen geschaffen werden,
die individuelles und kollektives
Lernen begünstigen. Reinhart
Koselleck hat gezeigt, daß die
Kritik der Aufklärung, die ihre poli-
tischen Folgen nicht mitdachte, in
eine Krise mündete. Der Zusam-

menhang von Kritik und Krise be-
steht auch umgekehrt: Eine Krise,
in der die Kritik folgenlos bleibt,
wird sich verschärfen.

Rücktritt als Symbol und
Chance

Wie ist die gegenwärtige Lage in
der Europäischen Union zu beur-
teilen? Mit ihrem Rücktritt hat die
Europäische Kommission die poli-
tische Verantwortung für Fälle von
Mißwirtschaft in ihrer Verwaltung
und für einen Fall von Korruption
übernommen. Der Bericht der un-
abhängigen Expertengruppe zeigt
gravierende Mängel in der Verwal-
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